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Entschließungsantrag 

der Fraktion der SPD 


zur dritten Beratung des von den Fraktionen der CDU/CSU und FDP eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Entlastung landwirtschaftlicher Unternehmer von 
Beiträgen zur landwirtschaftlichen Sozialversicherung (Sozialversicherungs- 
Beitragsentlastungsgesetz - SVBEG) 

— Drucksachen 10/5463, 10/5594 — 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Die mit dem Sozialversicherungs-Beitragsentlastungsgesetz 
geschaffenen Erleichterungen für Teile der Landwirtschaft 
können nur ein Notbehelf sein. Sie können weder eine grund- 
sätzliche Kurskorrektur der Agrarpolitik noch eine Reform des 
agrarsozialen Sicherungssystems ersetzen. Der eingeschlagene 
Weg, die Strukturprobleme der Landwirtschaft nicht zu lösen, 
sondern durch immer weitergehende Belastung des Steuerzah- 
lers zu überdecken, kann nicht weiter fortgesetzt werden. 

Daher ist die Geltungsdauer des Gesetzes bis zum Jahresende 
1989 zu befristen, 

2, Hauptelement der agrarpolitischen Neuausrichtung muß eine 
stärker marktorientierte EG-Agrarpolitik sein, die durch 
direkte, produktionsneutrale Einkommenszahlungen flankiert 
werden muß. 

Direkte, produktionsneutrale Einkommenszahlungen sollten 
vor allem für folgende Ziele eingesetzt werden: 

— Zur Abgeltung von Leistungen der Bauern für die Erhaltung 
von Natur und Kulturlandschaft, 

— zur Förderung der Extensivierung oder Umwidmung land- 
wirtschaftlicher Nutzflächen, um vor allem die Ziele der 
Existenzsicherung und des Natur- bzw. Gewässerschutzes 
zu verwirklichen, 

— finanzielle Hüfen, um älteren Bauern ohne Hofnachfolge die 
freiwillige Aufgabe zu ermöglichen, ohne daß sie dabei ihr 
Eigentum verlieren, wobei die freiwerdenden Flächen dem 
Naturschutz vorrangig zur Verfügung gestellt werden 
sollen, 

— zur Förderung von sogenannten Defizitprodukten. 
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Diese Neuorientierung bedeutet nicht die Aufgabe der Preis- 
politik. Der gemeinsame Preis ist ebenso wie der gemeinsame 
Schutz an den Außengrenzen der EG unverzichtbare Voraus- 
setzung für das Funktionieren des gemeinsamen Agrarmark- 
tes. Weltmarktpreise sind daher ebenso abzulehnen wie wei- 
tere dirigistische Eingriffe in den Agrarmarkt in Form von 
Quotenregelungen. 

3. Die von der Bundesregierung geäußerte Bereitschaft zu einer 
grundsätzlichen Reform des agrarsozialen Sicherungssystems 
ist zu begrüßen. 

Auf mittlere Sicht muß es das Ziel einer solchen Reform sein, 

— die Beiträge in der landwirtschaftlichen Sozialversicherung 
mehr als bisher sozial zu staffeln, um kleinere und mittlere 
Landwirte finanziell zu entlasten; 

— das Prinzip der innerlandwirtschaftlichen Solidarität stärker 
zur Geltung zu bringen und den einkommenstärkeren Teil 
der Landwirtschaft in größerem Umfang an der Finan- 
zierung der agrarsozialen Sicherung zu beteiligen. 

Bonn, den 4. Juni 1986 

Dr. Vogel und Fraktion 
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